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17.05.94 

Sachgebiet 2030  

Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 12/5919 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes, 
des Soldatenversorgungsgesetzes sowie sonstiger 
versorgungsrechtlicher Vorschriften (BeamtVGÄndG 1993) 

A. Problem 

Aktualisierung des Beamtenversorgungsrechts und des Soldaten-
versorgungsrechts wegen der Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands. 

B. Lösung 

— Übernahme der versorgungsrechtlichen Übergangsregelungen 
nach Herstellung der Einheit Deutschlands (Beamtenversor-

gungs- und Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung) auf 
das Versorgungsrecht im alten Bundesgebiet, 

— Aufhebung der Gesetze und Verordnungen zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes und zur Wiedergutmachung nationalsozialisti-
schen Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes, 

— Änderung der Härteregelungen zum 2. Haushaltsstrukturge-
setz (verminderte Rentenanrechnung), 

— Allgemeine Teilung der Versorgungslast ab 45. Lebensjahr, 

— Fortschreibung der befristeten Übergangsregelungen für das 
Beitrittsgebiet. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Streichung der Artikel 7 und 8 sowie die Beschränkung der 

Regelungen des Artikels 5 des Gesetzes auf kommunale Wahl-

beamte führen zu einer weiteren Verringerung der ohnehin 

geringfügigen Kosten. 

Insgesamt ist der Gesetzentwurf mit Einsparungen verbunden. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 12/5919 —

in der aus anliegender Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 

anzunehmen. 

Bonn, den 27. April 1994 

Der Innenausschuß 

Hans Gottfried Bernrath 

Vorsitzender 

Otto Regenspurger 

Berichterstatter 

Fritz Rudolf Körper Dr. Burkhard Hirsch 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes, 
des Soldatenversorgungsgesetzes sowie sonstiger versorgungsrechtlicher 
Vorschriften 
(BeamtVGÄndG 1993) 
— Drucksache 12/5919 — 
mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes, 

des Soldatenversorgungsgesetzes sowie 
sonstiger versorgungsrechtlicher Vorschriften 

(BeamtVGÄndG 1993) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Oktober 1990 (BGBl. I 
S. 2298), zuletzt geändert durch Gesetz vom . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In Abschnitt II wird nach § 12a eingefügt: 

„ § 12b Zeiten im Beitrittsgebiet". 

b) In Abschnitt VII wird die Überschrift des § 53 a 
wie folgt gefaßt: 

„§ 53 a  Zusammentreffen von Versorgungs-
bezügen mit sonstigem Erwerbsein-
kommen".  

c) In Abschnitt XII wird in § 83 in der Überschrift 
das Wort „Reichsgebiet" durch das Wort „Ge-
bietsbestimmung" ersetzt. 

d) In Abschnitt XV werden nach der Angabe 
„§ 108" die Worte „Berlin-Klausel" durch das 
Wort „(weggefallen)" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes, 

des Soldatenversorgungsgesetzes sowie 
sonstiger versorgungsrechtlicher Vorschriften 

(BeamtVGÄndG 1993) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Oktober 1990 (BGBl. I 
S. 2298), zuletzt geändert durch Gesetz vom . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) Abschnitt XV wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des § 107b wird wie folgt 
gefaßt: 

„§ 107b Verteilung der Versorgungsla-
sten". 

b) Nach der Angabe „ § 108" werden die Worte 
„Berlin-Klausel" durch das Wort „(wegge-
fallen) " ersetzt. 
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Entwurf 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in der Aufzählung nach dem 
Wort „Altersgrenzen" der Punkt durch ein 
Komma ersetzt; folgende Nummern werden 
angefügt: 

„7. Erhöhungsbetrag nach § 14 Abs. 2, 

8. Erhöhungsbetrag nach § 14 Abs. 4 Satz 3 
Halbsatz 1, 

9. Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 
Satz 2, 

10. Ausgleichsbetrag nach § 50 Abs. 3, 

11. Anpassungszuschlag nach § 71." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Zur Versorgung gehören ferner die jähr-
liche Sonderzuwendung und der Kindererzie-
hungszuschlag." 

3. Dem § 4 Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Satz 3 gilt nicht für Zeiten, die der Beamte vor 
dem 3. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet zurückge-
legt hat." 

4, § 7 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe a werden die Worte 
„oder berufsmäßiger Angehöriger des Zivil-
schutzkorps" gestrichen. 

b) In Nummer 2 wird das zweite Komma durch 
einen Punkt ersetzt. 

c) Nummer 3 wird aufgehoben. 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. berufsmäßig im Dienst der Bundeswehr, 
der Nationalen Volksarmee der ehemali-
gen Deutschen Demokratischen Republik, 
der früheren Wehrmacht, im früheren 
Reichsarbeitsdienst oder im Vollzugs-
dienst der Polizei gestanden hat oder". 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 bis 7 und Abs. 2 
gelten entsprechend." 

6. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst, Reichs-
arbeitsdienst oder Polizeivollzugsdienst 
geleistet hat oder". 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 
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Entwurf 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. sich in Kriegsgefangenschaft oder sich in 
ursächlichem Zusammenhang mit den 
Kriegsereignissen mindestens bis zum 
31. Dezember 1947 in einer Internierung 
oder sich insgesamt länger als drei Monate 
in einem Gewahrsam (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 in 
Verbindung mit § 9 des Häftlingshilfege-
setzes in der bis zum 28. Dezember 1991 
geltenden Fassung) befunden hat oder". 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 5 bis 7 und Abs. 2 
gelten entsprechend." 

7. § 10 Abs. 3 wird aufgehoben. 

8. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)" wird gestri-
chen. 

b) In Nummer 1 Buchstabe d werden nach dem 
Wort „Landesverbänden" die Worte „sowie 
von Spitzenverbänden der Sozialversicherung 
oder ihren Landesverbänden" eingefügt. 

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

9. Nach § 12a wird folgender neuer § 12b einge-
fügt: 

„§ 12b 

Zeiten im Beitrittsgebiet 

(1) Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten 
nach §§ 8 und 9, Beschäftigungszeiten nach § 10 
und sonstige Zeiten nach §§ 11, 66 Abs. 7 und § 67 
Abs. 2, die der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 im 
Beitrittsgebiet zurückgelegt hat, werden nicht als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, so-
fern die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche 
Rentenversicherung erfüllt ist und diese Zeiten als 
rentenrechtliche Zeiten berücksichtigungsfähig 
sind; Ausbildungszeiten nach §§ 12, 66 Abs. 7 sind 
nicht ruhegehaltfähig, soweit die allgemeine 
Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung 
erfüllt ist. Rentenrechtliche Zeiten sind auch sol-
che im Sinne des Artikels 2 des Renten-Überlei-
tungsgesetzes. 

(2) Sofern die allgemeine Wartezeit für die 
gesetzliche Rentenversicherung nicht erfüllt ist, 
können die in Absatz 1 genannten Zeiten im 
Rahmen der dort genannten Vorschriften insge-
samt höchstens bis zu fünf Jahren als ruhegehalt-
fähig berücksichtigt werden." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)" wird gestri-
chen. 

b) Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

8. unverändert 

9. unverändert 
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Entwurf 

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Mindestversorgung nach Satz 2 
erhöht sich um sechzig Deutsche Mark für 
den Ruhestandsbeamten und die Witwe; 
der Erhöhungsbetrag bleibt bei einer Kür-
zung nach § 25 außer Betracht." 

bb) Satz 4 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 
eingefügt: 

„(5) Übersteigt beim Zusammentreffen von 
Mindestversorgung mit einer Rente nach 
Anwendung des § 55 die Versorgung das nach 
Absatz 1 erdiente Ruhegehalt, so ruht die 
Versorgung bis zur Höhe des Unterschieds 
zwischen dem erdienten Ruhegehalt und der 
Mindestversorgung; in den von § 85 erfaßten 
Fällen gilt das nach dieser Vorschrift maßgeb-
liche Ruhegehalt als erdient. Erhöhungsbe-
träge nach Absatz 2 und Absatz 4 Satz 3 sowie 
der Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 blei-
ben bei der Berechnung außer Betracht. Die 
Summe aus Versorgung und Rente darf nicht 
hinter dem Betrag der Mindestversorgung 
zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 
Abs. 1 zurückbleiben. Zahlbar bleibt minde-
stens das erdiente Ruhegehalt zuzüglich des 
Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1. Die 
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Witwen 
und Waisen. " 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

11. In § 14 a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „eins vom 
Hundert" durch die Angabe „0,75 vom Hundert" 
ersetzt. 

12. Dem § 49 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„ (8) Beträge von weniger als fünf Deutsche 
Mark sind nur auf Verlangen des Empfangsbe-
rechtigten auszuzahlen." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

10. unverändert 

11. entfällt 

11 a. Dem § 37 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bei einer vorübergehenden Dienstunfä-
higkeit von Beamten des Vollzugsdienstes und 
des Einsatzdienstes der Feuerwehr infolge 
eines Unfalles im Sinne der Absätze 1 bis 3 
erstreckt sich die Weitergewährung der Dienst-
bezüge auf die Zulage für Dienst zu ungünsti-
gen Zeiten nach der Erschwerniszulagenver-
ordnung. Dies gilt auch, wenn der Beamte sich 
des Lebenseinsatzes im Sinne des Absatzes 1 bei 
Ausübung der Diensthandlung nicht bewußt 
war. Bemessungsgrundlage für die Zahlung der 
Erschwerniszulage ist der Durchschnitt der 
Zulage der letzten drei Monate vor Beginn des 
Monats, in dem die vorübergehende Dienstun-
fähigkeit eingetreten ist." 

12. unverändert 
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Entwurf 

13. Dem § 52 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Rückforderung von Beträgen von weni-
ger als fünf Deutsche Mark unterbleibt. Treffen 
mehrere Einzelbeträge zusammen, gilt die 
Grenze für die Gesamtrückforderung." 

14. § 53a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„ § 53 a Zusammentreffen von Versorgungs-
bezügen mit sonstigem Erwerbsein-
kommen". 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „außer-
halb des öffentlichen Dienstes" durch die 
Worte „ , die nicht von § 53 Abs. 5 erfaßt ist," 
und die Angabe „§ 14 Abs. 4 und 5" wird durch 
die Angabe „ § 14 Abs. 4 und 6" ersetzt. 

c) Absatz 7 wird aufgehoben. 

15. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Ist bei einem an der Ruhensregelung nach 
Satz 1 Nr. 1 oder 2 beteiligten Versorgungsbe-
zug der Ruhegehaltssatz nach § 14 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 2 oder 3 dieses Gesetzes in der bis 
zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung 
gemindert, ist der für die Höchstgrenze maß-
gebende Ruhegehaltssatz in sinngemäßer An-
wendung dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei 
der Ruhensregelung nach Satz 1 Nr. 3 der 
Ruhegehaltssatz des dem Witwengeld zugrun-
deliegenden Ruhegehaltes nach § 14 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 2 oder 3 dieses Gesetzes in der 
bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung 
gemindert, ist die Höchstgrenze entsprechend 
dieser Vorschrift zu berechnen, wobei der zu 
vermindernde Ruhegehaltssatz mindestens 
fünfundsiebzig vom Hundert be trägt." 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 2 
Satz 1 Nr. 3 und Satz 3" durch die Angabe 
„Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 sowie Satz 3 und 5" 
ersetzt. 

16. § 55 wird wie folgt geändert: 

a)  In  Absatz 1 wird Satz 1 durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Versorgungsbezüge werden neben Renten 
nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeich-
neten Höchstgrenze gezahlt. Als Renten gel-
ten 

1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversi-
cherungen, 

2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder 
Hinterbliebenenversorgung für Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes, 

3. Renten nach dem Gesetz über die Alters-
hilfe für Landwirte, 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. § 55 wird wie folgt geändert; 

a) § 55 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Versorgungsbezüge werden neben Ren-
ten nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 
bezeichneten Höchstgrenze gezahlt. Als Ren-
ten gelten 

1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversi-
cherungen, 

2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder 
Hinterbliebenenversorgung für Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes, 
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4. Leistungen aus einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung oder aus einer be-
freienden Lebensversicherung, zu denen 
der Arbeitgeber auf Grund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses im öffentlichen Dienst 
mindestens die Hälfte der Zuschüsse gelei-
stet hat. 

Wird eine Rente im Sinne des Satzes 2 nicht 
beantragt oder auf sie verzichtet oder wird an 
deren Stelle eine Kapitalleistung oder Abfin-
dung gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente der 
Betrag, der vom Leistungsträger ansonsten zu 
zahlen wäre." 

b) In Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b werden 
nach den Worten „bis zum Eintritt des Versor-
gungsfalles" die Worte „abzüglich von Zeiten 
nach § 12a" eingefügt. 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist bei einem an der Ruhensregelung beteilig-
ten Versorgungsbezug der Ruhegehaltssatz 
nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 oder 3 dieses 
Gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung gemindert, ist der für die 
Höchstgrenze maßgebende Ruhegehaltssatz 
in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift 
festzusetzen. " 

d) In Absatz 5 wird die Angabe „des § 53 " durch 
die Angabe „der §§ 53, 53a" ersetzt. 

e) Absatz 8 wird wie folgt gefaßt: 

„(8) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten 
stehen entsprechende wiederkehrende Geld-
leistungen gleich, die auf Grund der Zugehö-
rigkeit zu Zusatz- oder Sonderversorgungssy-
stemen der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik geleistet werden oder die von 
einem ausländischen Versicherungsträger 
nach einem für die Bundesrepublik Deutsch-
land wirksamen zwischen- oder überstaatli-
chen Abkommen gewährt werden."  

17. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten „in 
Höhe des Betrages," die Worte „um den die 
Summe aus der genannten Versorgung und 
dem deutschen Ruhegehalt die in Absatz 2 
genannte Höchstgrenze übersteigt, minde-
stens jedoch in Höhe des Betrages," einge-
fügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Als Höchstgrenze gelten die in § 54 
Abs. 2 bezeichneten Höchstgrenzen sinnge-
mäß, wobei diese im Monat Dezember nicht zu 
verdoppeln sind; dabei ist als Ruhegehalt das- 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. Leistungen aus einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung oder aus einer be-
freienden Lebensversicherung, zu denen 
der Arbeitgeber auf Grund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses im öffentlichen Dienst 
mindestens die Hälfte der Beiträge oder 
Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat. 

Wird eine Rente im Sinne des Satzes 2 nicht 
beantragt oder auf sie verzichtet oder wird an 
deren Stelle eine Kapitalleistung oder Abfin-
dung gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente der 
Betrag, der vom Leistungsträger ansonsten zu 
zahlen wäre. Zu den Renten und den Leistun-
gen nach Nummer 3 rechnet nicht der Kinder-
zuschuß. Renten, Rentenerhöhungen und Ren-
tenminderungen, die auf § 1587b des Bürger-
lichen Gesetzbuchs beruhen, bleiben unbe-
rücksichtigt." 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

17. unverändert 
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jenige deutsche Ruhegehalt zugrunde zu 
legen, das sich unter Einbeziehung der Zeiten 
einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung als ruhegehaltfähige Dienstzeit und 
auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der nächsthö-
heren Besoldungsgruppe ergibt." 

c) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„ (3) Verzichtet der Beamte oder Ruhestands-
beamte bei seinem Ausscheiden aus dem 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung auf eine Ver-
sorgung oder wird an deren Stelle eine Abfin-
dung, Beitragserstattung oder ein sonstiger 
Kapitalbetrag gezahlt, so findet Absatz 1 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle 
der Versorgung der Betrag tritt, der vom Lei-
stungsträger ansonsten zu zahlen wäre; erfolgt 
die Zahlung eines Kapitalbetrages, weil kein 
Anspruch auf laufende Versorgung besteht, so 
ist der sich bei einer Verrentung des Kapital-
betrages ergebende Betrag zugrunde zu legen. 
Satz 1 gilt nicht, wenn der Beamte oder Ruhe-
standsbeamte innerhalb eines Jahres nach 
Beendigung der Verwendung oder der Beru-
fung in das Beamtenverhältnis den Kapitalbe-
trag zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen 
an seinen Dienstherrn abführt." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und die 
Angabe „Absatz 2" durch die Angabe „Ab-
satz 3" ersetzt. 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; in Satz 1 
werden die Angabe „des Absatzes 1" durch die 
Angabe „der Absätze 1 und 2" und in Satz 2 die 
Angabe „Halbsatz und Absatz 2" durch die 
Angabe „Halbsatz, Absatz 3 und 4" ersetzt. 

f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

18. § 62 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird nach der Angabe „§§  10, " 
die Angabe „ 14 Abs. 5, §§"  eingefügt. 

b) In Nummer 4 wird nach der Angabe „des § 47 
Abs. 5" ein Komma angefügt. 

c) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 
eingefügt: 

„5. die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit 
nach dem Sechsten Buch Sozialgesetz-
buch in den Fällen des § 12b sowie im 
Rahmen des Kindererziehungszuschlags-
gesetzes". 

d) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Auf Verlangen der Regelungsbehörde ist der 
Versorgungsberechtigte verpflichtet, der Er-
teilung erforderlicher Auskünfte, die für die 
Versorgungsbezüge erheblich sind, durch 
Dritte zuzustimmen. " 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

18. unverändert 
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19. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 9 wird nach den Worten „als 
Ruhegehalt" das Semikolon durch ein Komma 
ersetzt. 

b) Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 10 
eingefügt: 

„ 10. die Bezüge, die entsprechend § 4 Abs. 1 
Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in 
anderen als den do rt  genannten Fällen 
gewährt werden, als Ruhegehalt;". 

20. Dem § 66 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für Beamte auf Zeit, die 
aus ihrem bisherigen Amt ohne Unterbrechung in 
ein vergleichbares Amt unter erneuter Berufung 
als Beamter auf Zeit gewählt werden." 

21. § 69 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 Satz 1 erster Halbsatz werden die 
Worte „sowie die §§ 49 bis 65 und 70 dieses 
Gesetzes finden Anwendung" durch die Worte 
„sowie die §§ 49 bis 54, § 55 Abs. 2 bis 8, §§  57 
bis 65 und 70, 71 dieses Gesetzes finden 
Anwendung" ersetzt. 

b) Nummer 2 Satz 1 zweiter Halbsatz wird wie 
folgt gefaßt: 

„§ 6 Abs. 1 Satz 5, §§ 14a, 55 Abs. 1 und § 56 
finden in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung Anwendung". 

c) In Nummer 3 wird im Klammerzusatz die 
Angabe „§ 14 Abs. 4 Satz 2" durch die Angabe 
„ § 14 Abs. 4 Satz 2 und 3" ersetzt. 

d) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebe-
nen eines Ruhestandsbeamten, der nach 
dem 31. Dezember 1976 und vor dem 
1. Januar 1992 verstorben ist, richten sich 
nach diesem Gesetz in der bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Fassung, jedoch 
unter Zugrundelegung des bisherigen Ru-
hegehaltes; § 22 Abs. 1 Satz 2, §§ 53 und 55 
Abs. 4 finden in der ab 1. Januar 1992 
geltenden Fassung dieses Gesetzes An-
wendung. Nummer 2 Satz 5 gilt entspre-
chend. § 26 dieses Gesetzes ist auch auf 
Hinterbliebene eines früheren Beamten 
auf Lebenszeit oder auf Widerruf anwend-
bar, dem nach dem bis zum 31. Dezember 
1976 geltenden Recht ein Unterhaltsbei-
trag bewilligt war oder hätte bewilligt wer-
den können. Für die Hinterbliebenen eines 
entpflichteten Hochschullehrers, der nach 
dem 31. Dezember 1976 und vor dem 
1. Januar 1992 verstorben ist, gilt § 91 
Abs. 2 Nr. 3 in der bis zum 31. Dezember 
1991 geltenden Fassung entsprechend." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

19. unverändert 

20. Dem § 66 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für Beamte auf Zeit, die 
aus ihrem bisherigen Amt ohne Unterbrechung in 
ein vergleichbares ,oder höherwertiges' Amt 
unter erneuter Berufung als Beamter auf Zeit 
gewählt werden. " 

21. unverändert 
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e) In Nummer 6 Satz 1 wird nach den Worten 
„bisherigen Ruhegehaltes" der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt; folgender Halbsatz 2 
wird angefügt: 

„§ 56 findet in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung Anwendung." 

22. § 69a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Satz 1 wird die Angabe „ §§ 53 
und 55 Abs. 4" durch die Angabe „§§  53, 54 
und 55 Abs. 2 bis 8" ersetzt. 

b) In Nummer 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
angefügt: 

„§ 56 findet in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung Anwendung." 

c) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. § 69 Abs. 1 Nr. 3 gilt entsprechend." 

23. § 71 wird wie folgt gefaßt: 

,, § 71 

Anpassungszuschlag 

(1) Verändert sich der durchschnittliche Besol-
dungsaufwand des Bundes (ohne Sondervermö-
gen) und der Länder im früheren Bundesgebiet 
innerhalb eines Feststellungszeitraumes von 
zwölf Monaten durch strukturelle Maßnahmen, 
wird den Versorgungsempfängern ab 1. Januar 
1993 insoweit ein Anpassungszuschlag gewährt. 
Dies gilt nicht für Empfänger von Übergangs-
gebührnissen. 

(2) Feststellungszeitraum ist die Zeit vom 1. Juli 
des Vorjahres bis zum 1. Juli des nachfolgenden 
Jahres (Feststellungsjahr). Die Erfassung des 
durchschnittlichen Besoldungsaufwands beginnt 
erstmals am 1. Juli 1991 für die zu diesem Zeit-
punkt vorhandenen Beamten, Richter und Berufs-
soldaten. 

(3) Der Anpassungszuschlag wird auf der 
Grundlage der nicht auf allgemeinen Besoldungs-
erhöhungen beruhenden Steigerung des durch-
schnittlichen Besoldungsaufwands im Feststel-
lungsjahr ermittelt. Der sich hieraus ergebende 
Vomhundertsatz der Steigerung wird in Höhe von 
siebzig vom Hundert als Anpassungszuschlag 
festgesetzt. Er wird zu den ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen, höchstens auf der Grundlage 
der Endstufe der Besoldungsgruppe A 16, den 
am 30. Juni des Vorjahres vorhandenen Ver-
sorgungsempfängern vom 1. Januar des auf 
das Feststellungsjahr folgenden Jahres an ge-
währt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

22. unverändert 

23. unverändert 
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(4) Das Nähere zur Berechnung, Feststellung 
und Zahlung des Anpassungszuschlages und zu 
dessen sonstigen versorgungsrechtlichen Auswir-
kungen regelt die Bundesregierung mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung. 
Die Berechnung des Anpassungszuschlages ist 
entsprechend der datenmäßigen Erfassung des 
Besoldungsaufwands fortzuentwickeln und spä-
testens bis zum 31. Oktober 1996 zu überprü-
fen." 

24. In § 80 Nr. 2 wird nach den Worten „im Herkunfts-
land" der Punkt durch ein Semikolon ersetzt; 
folgender Halbsatz 2 wird angefügt: 

„ § 12b findet entsprechende Anwendung. " 

25. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Reichsgebiet" wird durch das 
Wort „Gebietsbestimmung" ersetzt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Es werden folgende Absätze 2 und 3 ange-
fügt: 

„(2) Früheres Bundesgebiet ist das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland vor dem 
3. Oktober 1990. 

(3) Beitrittsgebiet ist das in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages vom 31. August 1990 
genannte Gebiet." 

26. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 66 Abs. 2 und 
6" durch die Angabe „§ 66 Abs. 2, 4 und 6" 
ersetzt. 

b) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Errechnet sich der Ruhegehaltssatz nach 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2, 
Absatz 2 oder 3, ist entsprechend diesen Vor-
schriften auch der Ruhegehaltssatz für die 
Höchstgrenze nach § 54 Abs. 2 und § 55 Abs. 2 
zu berechnen. " 

c) Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Errechnet sich der Versorgungsbezug nach 
Absatz 2 oder 3, ist § 56 in der bis zum 
31. Dezember 1991 geltenden Fassung anzu-
wenden." 

d) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: 

„Für nach dem 31. Dezember 1991 innerhalb 
des Beamtenverhältnisses geborene Kinder 
gilt hinsichtlich der Kindererziehungszeit § 1 
des Kindererziehungszuschlagsgesetzes auch 
dann, wenn die Berechnung des Ruhegehalts-
satzes nach dem bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Recht vorzunehmen ist." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

24. unverändert 

25. unverändert 

26. unverändert 
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e) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 10 ange-
fügt: 

„(10) Einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis steht ein Beschäftigungsverhältnis 
im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
gleich." 

27. In § 105 Nr. 3 werden die Angabe „§ 150 Abs. 2" 
und das Komma gestrichen. 

28. In § 107a wird die Angabe „31. Dezember 1993" 
durch die Angabe „31. Dezember 1994" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

27. unverändert 

28. § 107a wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) In Absatz 1 wird die Angabe „31. Dezember 
1993" durch die Angabe „31. Dezember 1995" 
ersetzt. 

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Landesregierungen in dem in Arti-
kel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet werden ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung zu bestimmen, daß hinsichtlich der 
Voraussetzungen einer zweijährigen Amts-
zeit und des Alters im Sinne von § 2 Nr. 1 der 
Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung 
auf das reguläre Ende der Kommunalwahlpe-
riode abzustellen ist, wenn das Amt auf Grund 
landesrechtlicher Vorschriften vorzeitig ent-
fällt." 

28a. In § 107b Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe 
„31. Dezember 1993" durch die Angabe 
„31. Dezember 1995" ersetzt. 

28b. § 107b wird wie folgt neu gefaßt: 

„§ 107b 

Verteilung der Versorgungslasten 

(1) Wird ein Beamter oder Richter eines 
Dienstherrn in den Dienst eines anderen Dienst-
herrn übernommen und stimmen beide Dienst-
herren der Übernahme vorher zu, so tragen der 
aufnehmende Dienstherr und der abgebende 
Dienstherr bei Eintritt des Versorgungsfalles 
die Versorgungsbezüge anteilig nach Maßgabe 
der Absätze 2 bis 5, sofern der Beamte oder 
Richter im Zeitpunkt der Übernahme das fünf-
undvierzigste Lebensjahr bereits vollendet 
hatte; dies gilt nicht für Beamte auf Zeit sowie 
für Beamte, die beim aufnehmenden Dienst-
herrn in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen 
werden. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/7547 

Entwurf 

29. Die Überschrift und der Wortlaut des § 108 wer-
den gestrichen und durch das Wort „(weggefal-
len) " ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Versorgungsbezüge im Sinne des Absat-
zes 1 sind alle regelmäßig wiederkehrenden 
Leistungen aus dem Beamten- oder Richterver-
hältnis, die mit oder nach Eintritt des Versor-
gungsfalles fällig werden. Ist dem Beamten 
oder Richter aus Anlaß oder nach der Über-
nahme vom aufnehmenden Dienstherrn ein 
höherwertiges Amt verliehen worden, so be-
mißt sich der Anteil des abgebenden Dienst-
herrn so, wie wenn der Beamte oder Richter in 
dem beim abgebenden Dienstherrn zuletzt 
bekleideten Amt verblieben wäre. Entspre-
chendes gilt für Berufungsgewinne im Hoch-
schulbereich und für Zulagen für die Wahrneh-
mung einer höherwertigen Funktion. 

(3) Wird der übernommene Beamte oder 
Richter vom aufnehmenden Dienstherrn in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt, beginnt die 
Versorgungslastenbeteiligung des abgebenden 
Dienstherrn erst mit der Antragsaltersgrenze 
(§ 26 Abs. 3 des Beamtenrechtsrahmengesetzes) 
des Beamten oder Richters, spätestens jedoch 
mit Einsetzen der Hinterbliebenenversor-
gung. 

(4) Die Versorgungsbezüge werden in dem 
Verhältnis der beim abgebenden Dienstherrn 
abgeleisteten ruhegehaltfähigen Dienstzeiten 
zu den beim aufnehmenden Dienstherrn abge-
leisteten ruhegehaltfähigen Dienstzeiten auf-
geteilt; dabei bleiben Ausbildungszeiten (z. B. 
Studium, Vorbereitungsdienst) unberücksich-
tigt; Zeiten einer Beurlaubung, für die der 
beurlaubende Dienstherr die Ruhegehaltfähig-
keit anerkannt oder zugesichert hat, stehen 
den bei ihm abgeleisteten ruhegehaltfähigen 
Dienstzeiten gleich. Im Falle des Absatzes 3 
wird die Zeit im einstweiligen Ruhestand, 
soweit sie nach § 7 Satz 1 Nr. 2 ruhegehaltfähig 
ist, zu Lasten des aufnehmenden Dienstherrn 
berücksichtigt. Zeiten, für die der Beamte oder 
Richter vor der Übernahme bereits zum aufneh-
menden Dienstherrn abgeordnet war, gelten als 
beim abgebenden Dienstherrn abgeleistete 
Dienstzeiten. 

(5) Der aufnehmende Dienstherr hat die 
vollen Versorgungsbezüge auszuzahlen. Ihm 
steht gegen den abgebenden Dienstherrn ein 
Anspruch auf die in den Absätzen 2 und 4 
genannten Versorgungsanteile zu. Zahlt an 
Stelle des aufnehmenden Dienstherrn eine Ver-
sorgungskasse die Versorgungsbezüge aus, hat 
der aufnehmende Dienstherr den ihm nach 
Satz 2 erstatteten Betrag an die Versorgungs-
kasse abzuführen." 

28c. In § 107c wir die Angabe „31. Dezember 1993" 
durch die Angabe „31. Dezember 1995" 
ersetzt. 

29. unverändert 
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Artikel 2 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. März 1987 (BGBl. I S. 842), 
zuletzt geändert durch ... des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Im Zweiten Teil werden 

aa) im Abschnitt IV die Nummer 9a wie folgt 
gefaßt: 

„9 a. Zusammentreffen von Versorgungs-
bezügen mit sonstigem Erwerbsein-
kommen ... 54", 

bb) im Abschnitt VI in Nummer 1 die Para-
graphenbezeichnung „69" durch die 
Paragraphenbezeichnung „68a" und in 
den Nummern 9 und 10 die Worte „Er-
stattung von Versicherungsbeiträgen" 
und „Freiwillige Krankenversicherung" 
mit den zugehörigen Paragraphenbe-
zeichnungen jeweils durch das Wort 
„ (weggefallen) " ersetzt. 

b) Im Sechsten Teil werden 

aa) in Nummer 2 das Wort „Reichsgebiet" 
durch das Wort „Gebietsbestimmung" 
ersetzt, 

bb) in Nummer 7 die Worte „Leistungsberech-
tigte im Land Berlin" und die Paragra-
phenbezeichnung durch das Wort „(weg-
gefallen) " ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. Folgen-
der Satz 4 wird angefügt: 

„Die für die Versorgung der Soldaten auf Zeit 
maßgebliche Wehrdienstzeit beginnt für die 
Soldaten, die am 3. Oktober 1990 als Berufssol-
daten oder Soldaten auf Zeit der Nationalen 
Volksarmee Soldaten der Bundeswehr gewor-
den sind, abweichend von Satz 1 am Tage ihrer 
Ernennung zum Soldaten auf Zeit der Bundes-
wehr." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 2 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. März 1987 (BGBl. I S. 842), 
zuletzt geändert durch ... des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Im Zweiten Teil werden 

aa) unverändert 

aa 1) im Abschnitt V wird folgende Nummer 5 
angefügt: 

„5. Weitergewährung der Zulage für 
Dienst zu ungünstigen Zeiten ... 
63c,". 

bb) unverändert 

b) Im Sechsten Teil werden 

aa) unverändert 

aa 1) in Nummer 4 b werden die Worte „im 
Beitrittsgebiet" gestrichen, 

bb) unverändert 

2. unverändert 
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b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Bei Anwendung des § 8 ist für Soldaten 
auf Zeit mit Vordienstzeiten in der Nationalen 
Volksarmee als anrechenbare Wehrdienstzeit 
auch die Zeit des in der Nationalen Volksar-
mee geleisteten Wehrdienstes bis zur Dauer 
des Grundwehrdienstes zu berücksichtigen. 
Maßgeblich für den Umfang der Anrechnung 
ist die jeweilige Dauer des Grundwehrdienstes 
im früheren Bundesgebiet im Zeitpunkt der 
Begründung des Wehrdienstverhältnisses in 
der Nationalen Volksarmee. Bei Anwendung 
des § 8a Abs. 1 bis 3 bestimmt sich der 
Zeitraum einer Wehrdienstzeit von nicht mehr 
als drei Jahren unter Einbeziehung von Vor-
dienstzeiten in der Nationalen Volksarmee." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Dienstzeitversorgung der Soldaten 
auf Zeit umfaßt: 

1. Übergangsgebührnisse, 

2. Ausgleichsbezüge, 

3. Übergangsbeihilfe, 

4. Erhöhungsbetrag nach § 11 Abs. 2 Satz 6, 

5. Unterschiedsbetrag nach § 47 Abs. 1 
Satz 2." 

b) Der bisherige Absatz 2 Satz 2 wird Absatz 3. 

4. In § 9 Abs. 3 Satz 2 werden nach den Worten „Das 
Recht aus dem Eingliederungsschein" die Worte 
„einschließlich des Anspruchs nach § 11 a" einge-
fügt. 

5. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in der Aufzählung nach dem 
Wort „Altersgrenzen" der Punkt durch ein 
Komma ersetzt; folgende Nummern werden 
angefügt: 

„5. Erhöhungsbetrag nach § 26 Abs. 5, 

6. Erhöhungsbetrag nach § 26 Abs. 7 Satz 3 
Halbsatz 1, 

7. Unterschiedsbetrag nach § 47 Abs. 1 
Satz 2, 

8. Ausgleichsbetrag nach § 47 Abs. 2, 

9. Anpassungszuschlag nach § 89b dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 71 des 
Beamtenversorgungsgesetzes." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Zur Dienstzeitversorgung gehören fer-
ner die jährliche Sonderzuwendung und der 
Kindererziehungszuschlag. " 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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6. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„Bezüge, die einem Soldaten im Ruhestand 
entsprechend § 4 Abs. 1 Satz 1 des Bundesbe-
soldungsgesetzes in anderen als den dort 
genannten Fällen gewährt werden, gelten als 
Ruhegehalt. " 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Satz 2 gilt nicht für Zeiten, die der Berufssol-
dat bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet 
zurückgelegt hat." 

7. In § 20 Abs. 1 Satz 1 wird das Klammerzitat „(§ 2 
Satz 1) " durch das Klammerzitat „(§ 2 Abs. 1 
Satz 1)" ersetzt. 

8. In § 21 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a werden die Worte 
„berufsmäßiger Angehöriger des Zivilschutz-
korps," gestrichen. 

9. § 22 Abs. 1 Satz 4 wird aufgehoben. 

10. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)" 
gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

11. Nach § 24 a wird folgender neuer § 24 b einge-
fügt: 

„§ 24b 

(1) Wehrdienstzeiten nach § 64 Abs. 1 Nr. 6, 
Beschäftigungszeiten nach § 22 und sonstige 
Zeiten nach den §§ 24, 65 und 66, die der 
Berufssoldat bis zum 2. Oktober 1990 im Beitritts-
gebiet zurückgelegt hat, werden nicht als ruhege-
haltfähige Dienstzeit berücksichtigt, soweit die 
allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Renten-
versicherung erfüllt ist und diese Zeiten als ren-
tenrechtliche Zeiten berücksichtigungsfähig sind; 
Ausbildungszeiten nach § 23 sind nicht ruhege-
haltfähig, soweit die allgemeine Wartezeit für die 
gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist. Ren-
tenrechtliche Zeiten sind auch solche im Sinne des 
Artikels 2 des RentenÜberleitungsgesetzes. 

(2) Soweit die allgemeine Wartezeit für die 
gesetzliche Rentenversicherung nicht erfüllt ist, 
können die in Absatz 1 genannten Zeiten im 
Rahmen der dort genannten Vorschriften insge-
samt höchstens bis zu fünf Jahren als ruhegehalt-
fähig berücksichtigt werden." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)" wird gestri-
chen. 

b) Im bisherigen Absatz 1 wird Satz 4 aufgeho-
ben. 

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

10. unverändert 

11. unverändert 
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12. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Mindestversorgung nach Satz 2 
erhöht sich um sechzig Deutsche Mark für 
den Soldaten im Ruhestand und die Witwe; 
der Erhöhungsbetrag bleibt bei einer Kür-
zung nach § 43 dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 25 des Beamtenversorgungsge-
setzes außer Betracht."  

bb) Satz 4 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 7 wird folgender neuer Absatz 8 
eingefügt: 

„(8) Übersteigt beim Zusammentreffen von 
Mindestversorgung mit einer Rente nach 
Anwendung des § 55a die Versorgung das 
Ruhegehalt nach Absatz 1 bis 4, so ruht die 
Versorgung bis zur Höhe des Unterschieds 
zwischen diesem Ruhegehalt und der Mindest-
versorgung; in den von § 94 b erfaßten Fällen 
tritt das nach dieser Vorschrift maßgebliche 
Ruhegehalt an die Stelle des Ruhegehaltes 
nach Absatz 1 bis 4. Erhöhungsbeträge nach 
Absatz 5 und Absatz 7 Satz 3 sowie der 
Unterschiedsbetrag nach § 47 Abs. 1 bleiben 
bei der Berechnung außer Be tracht. Die 
Summe aus Versorgung und Rente darf nicht 
hinter dem Betrag der Mindestversorgung 
zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 47 
Abs. 1 zurückbleiben. Zahlbar bleibt minde-
stens das Ruhegehalt nach Absatz 1 bis 4 
zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 47 
Abs. 1. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
für Witwen und Waisen." 

c) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9. 

13. In § 26a Abs. 2 werden die Worte „eins vom 
Hundert" durch die Worte „0,75 vom Hundert" 
ersetzt. 

14. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 werden jeweils die Worte „ein-
schließlich des Landes Berlin" gestrichen. 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Beträge von weniger als fünf Deutsche 
Mark sind nur auf Verlangen des Empfangsbe-
rechtigten auszuzahlen. " 

15. Dem § 49 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Die Rückforderung von Beträgen von weni-
ger als fünf Deutsche Mark unterbleibt. Treffen 
mehrere Einzelbeträge zusammen, gilt die 
Grenze für die Gesamtrückforderung." 

16. In Unterabschnitt 9a wird die Überschrift vor § 54 
wie folgt neu gefaßt: 

„9 a. Zusammentreffen von Versorgungsbezü-
gen mit sonstigem Erwerbseinkommen". 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

12. unverändert 

13. entfällt 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 
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17. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte 
„außerhalb des öffentlichen Dienstes werden" 
durch die Worte „ , die nicht von § 53 Abs. 5 
erfaßt ist, wird" und die Worte „§ 26 Abs. 2 bis 
4, 7 und 8" durch die Worte „§ 26 Abs. 2 bis 4, 7 
und 9" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „werden 
die Erwerbseinkommen nur insoweit berück-
sichtigt, als sie" durch die Worte „wird das 
Erwerbseinkommen nur insoweit berücksich-
tigt, als es" und das Wort „überschreiten" 
durch das Wort „überschreitet" ersetzt. 

c) Absatz 6 wird aufgehoben. 

18. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Ist bei einem an der Ruhensregelung nach 
Satz 1 Nr. 1 oder 2 beteiligten Versorgungsbe-
zug der Ruhegehaltssatz nach § 26 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 2 in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung gemindert, ist der für die 
Höchstgrenze maßgebende Ruhegehaltssatz 
in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift 
festzusetzen. Ist bei der Ruhensregelung nach 
Satz 1 Nr. 3 der Ruhegehaltssatz des dem 
Witwengeld zugrundeliegenden Ruhegehal-
tes nach § 26 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 in der bis 
zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung 
gemindert, ist die Höchstgrenze entsprechend 
dieser Vorschrift zu berechnen, wobei der zu 
vermindernde Ruhegehaltssatz mindestens 
fünfundsiebzig vom Hundert beträgt." 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 2 
Nr. 3" durch die Angabe „Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 
und Satz 3" ersetzt. 

19. § 55a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 1 durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Versorgungsbezüge werden neben Renten 
nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeich-
neten Höchstgrenze gezahlt. Als Renten gel-
ten 

1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversi-
cherungen, 

2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder 
Hinterbliebenenversorgung für Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes, 

3. Renten nach dem Gesetz über die Alters-
hilfe für Landwirte, 

4. Leistungen aus einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung oder aus einer be-
freienden Lebensversicherung, zu denen 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. § 55a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Versorgungsbezüge werden neben Ren-
ten nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 
bezeichneten Höchstgrenze gezahlt. Als Ren-
ten gelten 

1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversi-
cherungen, 

2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder 
Hinterbliebenenversorgung für Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes, 

3. Leistungen aus einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung oder aus einer be-
freienden Lebensversicherung, zu denen 
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der Arbeitgeber auf Grund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses im öffentlichen Dienst 
mindestens die Hälfte der Zuschüsse gelei-
stet hat. 

Wird eine Rente im Sinne des Satzes 2 nicht 
beantragt oder auf sie verzichtet oder wird an 
deren Stelle eine Kapitalleistung oder Abfin-
dung gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente der 
Betrag, der vom Leistungsträger ansonsten zu 
zahlen wäre." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Buchstabe b werden nach 
den Worten „bis zum Eintritt des Versor-
gungsfalles" die Worte „abzüglich von 
Zeiten nach § 24a, jedoch" eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Ist bei einem an der Ruhensregelung 
beteiligten Versorgungsbezug der Ruhe-
gehaltssatz nach § 26 Abs. 1 Satz 1 Halb-
satz 2 in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung gemindert, ist der für 
die Höchstgrenze maßgebende Ruhege-
haltssatz in sinngemäßer Anwendung die-
ser Vorschrift festzusetzen." 

c) In Absatz 5 wird die Angabe „des § 53" durch 
die Angabe „der §§ 53, 54" ersetzt. 

d) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten 
stehen entsprechende wiederkehrende Geld-
leistungen gleich, die auf Grund der Zugehö-
rigkeit zu Zusatz- und Sonderversorgungssy-
stemen der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik geleistet werden oder die von 
einem ausländischen Versicherungsträger 
nach einem für die Bundesrepublik Deutsch-
land wirksamen zwischen- oder überstaatli-
chen Abkommen gewährt werden."  

20. § 55b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten „in 
Höhe des Betrages," die Worte „um den die 
Summe aus der genannten Versorgung und 
dem deutschen Ruhegehalt die in Absatz 3 
genannte Höchstgrenze übersteigt, minde-
stens jedoch in Höhe des Betrages," einge-
fügt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

der Arbeitgeber auf Grund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses im öffentlichen Dienst 
mindestens die Hälfte der Beiträge oder 
Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat. 

Wird eine Rente im Sinne des Satzes 2 nicht 
beantragt oder auf sie verzichtet oder wird an 
deren Stelle eine Kapitalleistung oder Abfin-
dung gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente der 
Betrag, der vom Leistungsträger ansonsten zu 
zahlen wäre. Zu den Renten und den Leistun-
gen nach Nummer 3 rechnet nicht der Kinder-
zuschuß. Renten, Rentenerhöhungen und Ren-
tenminderungen, die auf § 1587b des Bürger-
lichen Gesetzbuchs beruhen, bleiben unbe-
rücksichtigt." 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

20. unverändert 
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Als Höchstgrenze gelten die in § 55 
Abs. 2 bezeichneten Höchstgrenzen sinnge-
mäß, wobei diese im Monat Dezember nicht zu 
verdoppeln sind; dabei ist als Ruhegehalt das-
jenige deutsche Ruhegehalt zugrunde zu 
legen, das sich unter Einbeziehung der Zeiten 
einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung als ruhegehaltfähige Dienstzeit und 
auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der nächsthö-
heren Besoldungsgruppe ergibt." 

c) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Verzichtet der Soldat oder Soldat im 
Ruhestand bei seinem Ausscheiden aus dem 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung auf eine Ver-
sorgung oder wird an deren Stelle eine Abfin-
dung, Beitragserstattung oder ein sonstiger 
Kapitalbetrag gezahlt, so finden die Absätze 1 
und 2 mit der Maßgabe Anwendung, daß an 
die Stelle der Versorgung der Betrag tritt, der 
vom Leistungsträger ansonsten zu zahlen 
wäre; erfolgt die Zahlung eines Kapitalbetra-
ges, weil kein Anspruch auf laufende Versor-
gung besteht, so ist der sich bei einer Verren-
tung des Kapitalbetrages ergebende Betrag 
zugrunde zu legen. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Soldat oder Soldat im Ruhestand innerhalb 
eines Jahres nach Beendigung der Verwen-
dung oder der Berufung in das Soldatenver-
hältnis den Kapitalbetrag zuzüglich der hierauf 
gewährten Zinsen an den Bund abführt." 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und die 
Angabe „Absatz 3" durch die Angabe „Ab-
satz 4" ersetzt. 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6; in Satz 1 
werden die Worte „des Absatzes 1" durch die 
Worte „der Absätze 1 bis 3" und in Satz 2 die 
Worte „Halbsatz und Absatz 3" durch die 
Worte „Halbsatz, Absatz 4 und 5" ersetzt. 

21. In § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 werden die Worte „im 
Bundesgebiet oder im Land Berlin" gestrichen. 

22. § 60 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. den Bezug von Versorgungskrankengeld 
(§ 11 Abs. 6) und den Bezug und jede 
Änderung von Einkünften nach §§ 22, 26 
Abs. 8, §§ 26a, 43 sowie den §§ 53 bis 55 b 
und § 59 Abs. 2, ". 

b) In Nummer 4 wird nach den Worten „des § 37 
Abs. 6" ein Komma angefügt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

21. unverändert 

22. unverändert 
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c) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 
eingefügt: 

„5. die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit 
nach dem Sechsten Buch Sozialgesetz-
buch in den Fällen des § 24 b sowie im 
Rahmen des § 26 Abs. 6 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit dem Kindererziehungs-
zuschlagsgesetz". 

d) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Auf Verlangen der Regelungsbehörde ist der 
Versorgungsberechtigte verpflichtet, der Er-
teilung erforderlicher Auskünfte, die für die 
Versorgungsbezüge erheblich sind, durch 
Dritte zuzustimmen." 

23. In § 62 Abs. 4 Nr. 1 werden die Worte „einschließ-
lich des Landes Berlin" gestrichen. 

24. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 5 wird nach dem Wort „sind" 
der Punkt durch ein Komma ersetzt und fol-
gende Nummer 6 angefügt: 

„6. in der Nationalen Volksarmee." 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Im übrigen gelten § 20, in den Fällen des 
Absatzes 1 auch die §§ 22 bis 24 und § 25 Abs. 2 
sowie in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 auch 
§ 24 b entsprechend." 

25. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 wird das letzte Wort 
„oder" durch einen Punkt ersetzt; die nachfol-
gende Nummer 6 wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

23. unverändert 

23a. Nach § 63b werden folgende Überschrift und 
folgender § 63 c eingefügt: 

„5. Weitergewährung der Zulage für 
Dienst zu ungünstigen Zeiten 

§ 63 c 

(1) Bei einer vorübergehenden Dienstunfä-
higkeit von Berufssoldaten infolge eines Unfal-
les im Sinne des § 27 dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 37 Abs. 1 bis 3 des Beamtenversor-
gungsgesetzes erstreckt sich die Weitergewäh-
rung der Dienstbezüge auf die Zulage für Dienst 
zu ungünstigen Zeiten nach der Erschwerniszu-
lagenverordnung. Dies gilt auch, wenn der 
Berufssoldat sich des Lebenseinsatzes im Sinne 
des § 37 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgeset-
zes bei Ausübung der Diensthandlung nicht 
bewußt war. Bemessungsgrundlage für die 
Zahlung der Erschwerniszulage ist der Durch-
schnitt der Zulage der letzten drei Monate vor 
Beginn des Monats, in dem die vorübergehende 
Dienstunfähigkeit eingetreten ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für vorüberge-
hend dienstunfähige Soldaten auf Zeit." 

24. unverändert 

25. unverändert 
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b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 20 gilt entsprechend." 

26. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Absatzbezeichnung „ (1) " wird gestri-
chen. 

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort 
„Landesverbänden" die Worte „sowie von 
Spitzenverbänden der Sozialversicherung 
oder ihren Landesverbänden" eingefügt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

27. § 67 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das gleiche gilt für die Zeit, in der er sich in 
ursächlichem Zusammenhang mit den Kriegser-
eignissen mindestens bis zum 31. Dezember 1947 
in einer Internierung oder sich insgesamt länger 
als drei Monate in einem Gewahrsam (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1 in Verbindung mit § 9 des Häftlingshilfege-
setzes in der bis zum 28. Dezember 1991 gelten-
den Fassung) befunden  hat."  

28. § 67a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§§ 20, 64 und 65 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 4 und 6" durch die Angabe 
„§§  20, 64 und 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 4" 
ersetzt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

29. § 69 wird aufgehoben. 

30. In § 76 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „des 
Bundesgebietes oder des Landes Berlin" durch 
die Worte „des früheren Bundesgebietes oder des 
früheren Landes Berlin" ersetzt. 

31. § 78 wird aufgehoben. 

32. § 79 wird aufgehoben. 

33. In § 84 Abs. 3 wird nach dem Wort „Wehrdienst-
beschädigung" die Angabe „(§§ 80, 81)" durch 
die Worte „oder aus einer gesundheitlichen Schä-
digung im Sinne des § 81a oder des § 81b " 
ersetzt. 

34. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Worten „im 
Sinne des § 81a" die Worte „oder des § 81 b" 
eingefügt und die Worte „des § 81 oder des 
§ 81 a" durch die Worte „der §§ 81, 81a oder 
81b" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden die bisherigen 
Nummern 2 und 3 die Nummern 1 und 2. 

c) In Absatz 7 werden in Satz 2 die bisherigen 
Nummern 2 und 3 die Nummern 1 und 2 und in 
Satz 3 die bisherigen Nummern 4 und 5 die 
Nummern 3 und 4. In der neuen Nummer 2 
werden nach den Worten „im Sinne des § 81 a" 
die Worte „oder des § 81 b" eingefügt und die 
Worte „des § 81 oder des § 81a" durch die 
Worte „der §§ 81, 81a oder 81 b" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

26. unverändert 

27. unverändert 

28. unverändert 

29. unverändert 

30. unverändert 

31. unverändert 

32. unverändert 

33. unverändert 

34. unverändert 
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35. § 88a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung „ (1) " 
gestrichen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

36. Im Sechsten Teil wird im Unterabschnitt 2 die 
bisherige Überschrift vor § 90 „Reichsgebiet" 
durch die Überschrift „Gebietsbestimmung" er-
setzt. 

37. § 90 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgende Absätze 2 bis 4 werden angefügt: 

„(2) Früheres Bundesgebiet ist das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland vor dem 
3. Oktober 1990. 

(3) Das frühere Land Berlin ist das Land 
Berlin vor dem 3. Oktober 1990. 

(4) Beitrittsgebiet ist das in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages vom 31. August 1990 
genannte Gebiet." 

38. Dem § 91 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 findet § 24 b 
entsprechende Anwendung." 

39. § 91a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Wehrdienst-
beschädigung" die Worte „oder einer gesund-
heitlichen Schädigung im Sinne des § 81a oder 
des § 81b" eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „einschließlich des 
Landes Berlin" gestrichen und nach dem Wort 
„Wehrdienstbeschädigung" die Worte „oder 
die gesundheitliche Schädigung im Sinne des 
§ 81a oder des § 81 b" eingefügt. 

40. In § 92a wird die Zahl „ 1993" durch die Zahl 
„1994" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

35. unverändert 

36. unverändert 

37. unverändert 

38. unverändert 

39. unverändert 

40. In § 92a wird die Zahl „1993"  durch die Zahl 
„ 1995 " ersetzt. 

40a. In § 92b wird die Angabe „31. Dezember 1993" 
durch die Angabe „31. Dezember 1995" 
ersetzt. 

40b. Nach § 92a werden die Überschrift zu § 92 b 
und § 92b wie folgt neu gefaßt: 

„4 b. Verteilung der Versorgungslasten bei 
Übernahme von Berufssoldaten in ein 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis ei-
nes anderen Dienstherrn 

§ 92b 

Wird ein Berufssoldat der Bundeswehr in ein 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis eines 
anderes Dienstherrn übernommen und stimmt 
das Bundesministerium der Verteidigung der 
Übernahme vorher zu, ist § 107b des Beamten-
versorgungsgesetzes mit folgenden Maßgaben 
entsprechend anzuwenden: 
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41. In § 93 Satz 1 werden die Worte „einschließlich 
des Landes Berlin" gestrichen. 

42. § 94 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Halbsatz 1 werden die Worte „sowie die 
§§ 30, 45 bis 49, 53 bis 55b, 56, 59, 60, 67a 
Abs. 2 und 89b" durch die Worte „sowie 
die §§ 30, 45 bis 49, 53 bis 55, § 55a Abs. 2 
bis 8, §§ 55c bis 56, 59, 60, 67a Abs. 2 und 
§ 89b" ersetzt. 

bb) Halbsatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 20 Abs. 1 Satz 4, §§  26a, 55a Abs. 1 und 
§ 55 b dieses Gesetzes finden in der bis zum 
31. Dezember 1991 geltenden Fassung 
Anwendung." 

b) In Nummer 3 wird im Klammerzusatz die 
Angabe „§ 26 Abs. 7 Satz 2" durch die Angabe 
„ § 26 Abs. 7 Satz 2 und 3" ersetzt. 

c) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebe-
nen eines Soldaten im Ruhestand, der nach 
dem 31. Dezember 1976 und vor dem 
1. Januar 1992 verstorben ist, regeln sich 
nach diesem Gesetz in der bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Fassung, jedoch 
unter Zugrundelegung des bisherigen Ru-
hegehaltes; § 43 dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit § 22 Abs. 1 Satz 2 des Beam-
tenversorgungsgesetzes sowie die §§ 53 
und 55a Abs. 4 dieses Gesetzes finden in 
der ab 1. Januar 1992 geltenden Fassung 
Anwendung. Nummer 2 Satz 4 und § 43 
Abs. 2 gelten entsprechend." 

d) In Nummer 5 wird der Punkt durch ein Semi-
kolon ersetzt und folgender Halbsatz 2 ange-
fügt: 

„ § 55 b findet in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung Anwendung." 

43. § 94a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Satz 1 wird die Angabe „§§ 53 
und 55a Abs. 4" durch die Angabe „§§  53, 55 
und 55a Abs. 2 bis 8" ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. An die Stelle der Vorschriften des Beamten-
versorgungsgesetzes treten die entsprechen-
den soldatenversorgungsrechtlichen Vor-
schriften. 

2. Bei Anwendung des Absatzes 2 Satz 2 ist der 
Vergleich auf der Grundlage der jeweiligen 
Besoldungsgruppe vorzunehmen." 

40c. In § 92c wird die Angabe „31. Dezember 1993" 
durch die Angabe „31. Dezember 1995" 
ersetzt. 

41. unverändert 

42. unverändert 

43. unverändert 
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b) In Nummer 3 wird folgender Satz angefügt: 

„ § 55 b findet in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung Anwendung." 

c) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. § 94 Abs. 1 Nr. 3 gilt entsprechend." 

44. j 94b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Errechnet sich der Ruhegehaltssatz nach 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 Satz 2 
oder nach Absatz 2, ist entsprechend die-
sen Vorschriften auch der Ruhegehaltssatz 
für die Höchstgrenze nach § 55 Abs. 2 und 
§ 55a Abs. 2 zu berechnen." 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Errechnet sich der Versorgungsbezug 
nach Absatz 2, ist § 55b in der bis zum 
31. Dezember 1991 geltenden Fassung 
anzuwenden. " 

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Für nach dem 31. Dezember 1991 innerhalb 
des Soldatenverhältnisses geborene Kinder 
gilt hinsichtlich der Kindererziehungszeit § 26 
Abs. 6 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 1 
des Kindererziehungszuschlagsgesetzes auch 
dann, wenn die Berechnung des Ruhegehalts-
satzes nach dem bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Recht vorzunehmen ist." 

c) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 ange-
fügt: 

„(8) Einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis steht ein Beschäftigungsverhältnis im 
Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
gleich." 

45. Im Sechsten Teil wird der Unterabschnitt 7 aufge-
hoben. 

Artikel 3 

Dienstrechtliches Kriegsfolgen

-

Abschlußgesetz (DKfAG) 

§ 1 

Aufhebung von Kriegsfolgeregelungen 

Folgende Rechtsvorschriften werden aufgehoben: 

1. Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Oktober 1965 (BGBl. I S. 1685), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 Abs. 4 des Gesetzes vom 

8. Juni 1989 (BGBl. I S. 1026), sowie alle zu seiner 
Durchführung ergangenen Verordnungen und 
Anordnungen, 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

44. unverändert 

45. unverändert 

Artikel 3 

Dienstrechtliches Kriegsfolgen

-

Abschlußgesetz (DKfAG) 

§ 1 

Aufhebung von Kriegsfolgeregelungen 

Folgende Rechtsvorschriften werden aufgehoben: 

1. Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Oktober 1965 (BGBl. I S. 1685), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 Abs. 21 des Gesetzes 
vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378), sowie 
alle zu seiner Durchführung ergangenen Verord-
nungen und Anordnungen, 
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2. Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti-
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 2036-2, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, 

3. Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti-
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 2036-3, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, 

4. Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti-
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 2036-4, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, geändert durch Artikel II § 5 des Gesetzes 
vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1203) in 
Verbindung mit Artikel 12 Nr. 2 Buchstabe b 
und d des Gesetzes vom 20. Dezember 1965 
(BGBl. I S. 2065), sowie die zu seiner Durchfüh-
rung ergangenen Anordnungen in dem im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummern 
2036-4-1 und 2036-4-2, veröffentlichten bereinig-
ten Fassungen, 

5. Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti-
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1203), zuletzt 
geändert durch § 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 6. Juli 
1967 (BGBl. I S. 629), 

6. Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1965 
(BGBl. I S. 2073), zuletzt geändert durch Artikel 4 
Abs. 5 des Gesetzes vom 8. Juni 1989 (BGBl. I 
S. 1026), sowie die zu seiner Durchführung ergan-
genen Verordnungen und Anordnungen in den 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mern 2037-1-1 bis 2037-1-3 und 2037-1-5, veröf-
fentlichten bereinigten Fassungen, 

7. Verordnung zur Durchführung des § 31 d des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2037-1-4, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 5. August 1974 
(BGBl. I S. 1878), 

8. Zweites Gesetz zur Regelung der Wiedergutma-
chung nationalsozialistischen Unrechts für Ange-
hörige des öffentlichen Dienstes in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2037-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1965 
(BGBl. I S. 2073), zuletzt geändert durch Artikel 6 
Abs. 22 des Gesetzes vom 27. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2378), sowie die zu seiner Durchfüh-
rung ergangenen Verordnungen und Anordnun-
gen in den im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummern 2037-1-1 bis 2037-1-3 und 
2037-1-5, veröffentlichten bereinigten Fassun-
gen, 

7. unverändert 

8. unverändert 
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9. Drittes Gesetz zur Regelung der Wiedergutma-
chung nationalsozialistischen Unrechts für Ange-
hörige des öffentlichen Dienstes in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2037-3, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, 

10. Sechstes Gesetz zur Regelung der Wiedergutma-
chung nationalsozialistischen Unrechts für Ange-
hörige des öffentlichen Dienstes in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2037-4, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, geändert 
durch Artikel 14 Nr. 1 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1965 (BGBl. I S. 2065), 

11. Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für die im Aus-
land lebenden Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Dezember 1965 (BGBl. I S. 2091), 

12. Siebentes Gesetz zur Regelung der Wiedergutma-
chung nationalsozialistischen Unrechts für Ange-
hörige des öffentlichen Dienstes vom 9. Septem-
ber  1965 (BGBl. I S. 1210), geändert durch Arti-
kel 14 Nr. 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 1965 
(BGBl. I S. 2065). 

§2 

Regelung zur Besitzstandswahrung; 
Nachversicherung 

(1) Nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes können 
Ansprüche nach den in § 1 aufgeführten Rechtsvor-
schriften nicht mehr geltend gemacht werden; für die 
Regelung und Abwicklung der Ansprüche, die bis zu 
diesem Zeitpunkt entstanden sind, gilt folgendes: 

1. Die Versorgung der früheren Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes und ihrer Hinterbliebenen 
regelt sich nach den §§ 69 und 69a des Beamten-
versorgungsgesetzes. 

2. Die Versorgungszahlungen an frühere Bedienstete 
jüdischer Gemeinden oder öffentlicher Einrichtun-
gen sowie an ihre versorgungsberechtigten Hinter-
bliebenen regeln sich nach dem bisherigen 
Recht. 

3. Beihilfen und Unterstützungen werden mit den 
Maßgaben des bisherigen Rechts gewährt. 

4. Versorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
wird mit den Maßgaben des bisherigen Rechts 
gewährt. 

5. Im übrigen regeln sich die Rechtsverhältnisse, 
sonstigen Ansprüche, Zuständigkeiten, Zahlungs-
pflichten und die Abwicklung der Ansprüche nach 
dem bisherigen Recht; es verbleibt bei der am Tage 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden 
Zuständigkeit der obersten Dienstbehörde. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

§2 

unverändert 
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(2) Die Durchführung der Nachversicherung und 
die Erstattung regeln sich nach dem bisherigen Recht. 
Zur Erstattung der Verwaltungskosten für Rentenfälle 
mit nachversicherten Zeiten werden den Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherung 1,1 vom Hundert 
der zu erstattenden Rentenbeträge gewährt. 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die Gewährung 
eines Kindererziehungszuschlags 

In § 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Gewäh-
rung eines Kindererziehungszuschlags (KEZG) vom 
18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2218) in der Fassung des 
Artikels 16 des Gesetzes vorn 28. Mai 1990 (BGBl. I 
S. 967) werden nach den Worten „soweit nicht" die 
Worte „der Beamte oder Richter oder" eingefügt. 

Artikel 5 

Änderung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 

Das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 
1981 (BGBl. I S. 1523), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 § 2 werden nach Absatz 3 folgende 
Absätze 4 und 5 angefügt: 

„(4) Im Sinne der Absätze 1 und 3 beruht die 
Versorgung auch dann auf einem vor dem 1. Januar 
1966 begründeten Beamtenverhältnis, wenn dem 
Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in den 
Ruhestand getreten ist, bereits vor dem 1. Januar 
1966 begründete öffentlich-rechtliche Dienstver-
hältnisse in unmittelbarem zeitlichen Zusammen-
hang vorausgegangen sind. 

(5) Änderungen der Zahlbeträge, die sich auf 
Grund des Absatzes 4 ergeben, werden auf Antrag 
vorgenommen, frühestens ab Inkrafttreten dieser 
Vorschrift. Ein Ausgleich nach Absatz 1 wird nicht 
gewährt. Absatz 4 ist vom Ersten des Monats der 
Antragstellung an anzuwenden." 

2. In Artikel 3 § 3 werden nach Absatz 4 folgende 
Absätze 5 und 6 angefügt: 

„(5) Im Sinne der Absätze 2 und 4 beruht die 
Versorgung auch dann auf einem vor dem 1. Januar 
1966 begründeten Soldatenverhältnis, wenn dem 
Soldatenverhältnis, aus dem der Soldat in den 
Ruhestand getreten ist, bereits vor dem 1. Januar 
166 begründete andere öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse in unmittelbarem zeitlichen 
Zusammenhang vorausgegangen sind. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

Änderung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 

Das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 
1981 (BGBl. I S. 1523), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 § 2 werden nach Absatz 3 folgende 
Absätze 4 und 5 angefügt: 

„(4) Im Sinne der Absätze 1 und 3 beruht die 
Versorgung auch dann auf einem vor dem 1. Januar 
1966 begründeten Beamtenverhältnis, wenn ei-
nem Beamtenverhältnis auf Zeit, aus dem ein 
Wahlbeamter in den Ruhestand getreten ist, ein vor 
dem 1. Januar 1966 begründetes öffentlich-rechtli-
ches Dienstverhältnis in unmittelbarem zeitlichen 
Zusammenhang vorausgegangen war. Einem öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis steht ein 
Beschäftigungsverhältnis im Sinne von § 5 Abs. 1 
Nr. 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch gleich." 

(5) unverändert 

2. entfällt 
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(6) Änderungen der Zahlbeträge, die sich auf 
Grund des Absatzes 5 ergeben, werden auf Antrag 
vorgenommen, frühestens ab Inkrafttreten dieser 
Vorschrift. Ein Ausgleich nach Absatz 2 wird nicht 
gewährt. Absatz 5 ist vom Ersten des Monats der 
Antragstellung an anzuwenden." 

Artikel 6 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

In § 73 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. März 1992 (BGBl. I 
S. 409), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), 
werden die Worte „31. Dezember 1993" durch die 
Worte „ 31. Dezember 1994 " ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung der Beamtenversorgungs

-

Übergangsverordnung 

Die Verordnung über beamtenversorgungsrechtli-
che Übergangsregelungen nach Herstellung der Ein-
heit Deutschlands (Beamtenversorgungs-Übergangs-
verordnung — BeamtVÜV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. März 1993 (BGBl. I S. 369) 
wird wie folgt geändert: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Kommunale Wahlbeamte im Beitrittsgebiet, 
die mindestens eine zweijährige Amtszeit in 
der ersten Kommunalwahlperiode zurückge-
legt haben, erhalten einen Unterhaltsbeitrag 
bis zur Höhe des Ruhegehalts unter Anrech-
nung von Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkom-
men, wenn sie trotz Bereitschaft zur Weiterfüh-
rung des Amtes nicht wiedergewählt werden 
oder nicht wiedergewählt werden können und 
bei Ablauf ihrer Amtszeit das fünfzigste 
Lebensjahr vollendet haben." 

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„Entfällt das Amt vorzeitig wegen einer 
Gebietsreform, ist bei der Berechnung des 
Zweijahreszeitraumes und des Alters auf das 
reguläre Ende der Kommunalwahlperiode ab-
zustellen. " 

b) Nummer 9 Satz 6 (letzter Satz) wird aufgehoben. 

Artikel 8 

Änderung der Soldatenversorgungs

-

Übergangsverordnung 

§ 2 Nr. 10 Satz 6 (letzter Satz) der Verordnung über 
soldatenversorgungsrechtliche Übergangsregelun-
gen nach Herstellung der Einheit Deutschlands (Sol-
datenversorgungs-Übergangsverordnung — SVÜV) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. März 
1993 (BGBl. I S. 378) wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 6 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

In § 73 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. März 1992 (BGBl. I 
S. 409), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), 
werden die Worte „31. Dezember 1993" durch die 
Worte „31. Dezember 1995" ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung der Beamtenversorgungs

-

Übergangsverordnung 

Die Verordnung über beamtenversorgungsrechtli-
che Übergangsregelungen nach Herstellung der Ein-
heit Deutschlands (Beamtenversorgungs-Übergangs-
verordnung — Beamt VÜV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. März 1993 (BGBl. I S. 369) 
wird wie folgt geändert: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) entfällt 

b) entfällt 

Artikel 8 

entfällt 
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Artikel 9 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 7 und Artikel 8 beruhenden Teile der 
dort geänderten Rechtsverordnung können auf Grund 
der jeweils einschlägigen Ermächtigung durch 
Rechtsverordnungen geändert werden. 

Artikel 10 

Neufassung des Beamtenversorgungsgesetzes, 
des Soldatenversorgungsgesetzes und 
des Kindererziehungszuschlagsgesetzes 

(1) Das Bundesministerium des Innern kann den 
Wortlaut des Beamtenversorgungsgesetzes und des 
Kindererziehungszuschlagsgesetzes in der vom In-
krafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im 
Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann 
den Wortlaut des Soldatenversorgungsgesetzes in der 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fas-
sung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 11 

Ausgleichsregelung 

Auf die Verbesserung der Mindestversorgung, die 
sich aus der Anhebung des Erhöhungsbetrages auf 
sechzig Deutsche Mark nach § 14 Abs. 4 Satz 3 des 
Beamtenversorgungsgesetzes durch Artikel 9 Nr. 3 
des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpas-
sungsgesetzes 1992 vom 23. März 1993 (BGBl. I S. 342) 
ergibt, ist Artikel 2 § 2 Abs. 1 Satz 4 des 2. Haushalts-
strukturgesetzes nicht anzuwenden. Entsprechendes 
gilt für Artikel 3 § 3 Abs. 2 Satz 4 des 2. Haushalts-
strukturgesetzes im Hinblick auf die Verbesserung 
der Mindestversorgung nach § 26 Abs. 7 Satz 3 des 
Soldatenversorgungsgesetzes durch Artikel 10 Nr. 2 
des Gesetzes vom 23. März 1993. 

Artikel 12 

Übergangsregelung 

(1) Auf Beamte, die in der Zeit vom I. Januar 1992 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Ruhe-
stand getreten sind, ist § 55 Abs. 1 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes in der vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Fassung anzuwenden. Satz I gilt 
entsprechend für Berufssoldaten im Hinblick auf die 
Anwendung des § 55a Abs. 1 des Soldatenversor-
gungsgesetzes. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Beamte und 
Berufssoldaten in der Zeit vom 1. Januar 1992 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes verstorben sind. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 9 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 7 beruhenden Teile der dort geän-
derten Rechtsverordnung können auf Grund der Er-
mächtigung des Beamtenversorgungsgesetzes durch 
Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 11 

unverändert 

Artikel 12 

Übergangsregelung 

Artikel 1 Nr. 3, 7, 9, 10 Buchstabe b, Nr. 16 
Buchstabe a, Nr. 17 und 24 sowie Artikel 2 Nr. 6 
Buchstabe b, Nr. 11, 12 Buchstabe b, Nr. 19 Buch-
stabe a, Nr. 20, 22 und 38 dieses Gesetzes finden auf 
die Rechtsverhältnisse der im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Vorschriften vorhandenen Versor-
gungsempfänger keine Anwendung. Satz 1 gilt ent-
sprechend für die Hinterbliebenen eines nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes verstorbenen Versor-
gungsempfängers. Die Vorschriften der Beamtenver-
sorgungs-Übergangsverordnung und der Soldaten-
versorgungs-Übergangsverordnung bleiben unbe-
rührt. 
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Artikel 13 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. mit Wirkung vom 1. März 1991 Artikel 1 Nr. 23, 

2. mit Wirkung vom 1. Januar 1992 Artikel 1 Nr. 15, 
Nr. 16 Buchstaben c und d, Nr. 20, Nr. 21 Buchsta-
ben b und d, Nr. 22 Buchstabe b und Nr. 26 sowie 
Artikel 2 Nr. 6 Buchstabe a, Nr. 18, Nr. 19 Buch-
stabe b Doppelbuchstabe bb und Buchstabe c, 
Nr. 42 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb und Buch-
stabe c, Nr. 43 Buchstabe b und Nr. 44, 

3. mit Wirkung vom 1. Mai 1992 Artikel 11, 

4. am 1. Januar 1994 Artikel 1 Nr. 28, Artikel 2 Nr. 40 
und Artikel 6. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 13 

Inkrafttreten 

(1) unverändert 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. mit Wirkung vom 1. März 1991 Artikel 1 Nr. 23, 

2. mit Wirkung vom 1. Januar 1992 Artikel 1 Nr. 15, 
Nr. 16 Buchstaben c und d, Nr. 20, Nr. 21 Buchsta-
ben b und d, Nr. 22 Buchstabe b und Nr. 26 sowie 
Artikel 2 Nr. 6 Buchstabe a, Nr. 18, Nr. 19 Buch-
stabe b Doppelbuchstabe bb und Buchstabe c, 
Nr. 42 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb und Buch-
stabe c, Nr. 43 Buchstabe b und Nr. 44 und 
Artikel 4, 

3. mit Wirkung vom 1. Mai 1992 Artikel 11, 

4. mit Wirkung vom 1. Januar 1993 Artikel 7, 

5. mit Wirkung vom 1. Januar 1994 Artikel 1 Nr. 28 
Buchstabe b, Nr. 28a, Nr. 28c und Artikel 2 Nr. 40, 
Nr. 40a, Nr. 40c sowie Artikel 6. 
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Bericht der Abgeordneten Otto Regenspurger, Fritz Rudolf Körper und 
Dr. Burkhard Hirsch 

I. Zum Ablauf der Beratungen 

1. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde in 
der 185. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
28. Oktober 1993 ohne Aussprache an den Innen-
ausschuß federführend sowie an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung, den Verteidigungsaus-
schuß, den Ausschuß für Gesundheit, den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und den Haushaltsausschuß mitberatend überwie-
sen. 

2. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD und Abwesenheit der Gruppen die 
Annahme des Gesetzentwurfs empfohlen. 

Der Verteidigungsausschuß hat mit den Stimmen 
der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. bei Abwesenheit der Gruppen empfoh-
len, den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung 
nachfolgender, für unbedingt notwendig gehalte-
ner Änderungen anzunehmen: 

,Änderungsantrag zu Artikel 2 Nr. 13 (§ 26a des 
Soldatenversorgungsgesetzes) und zu Artikel 8 
(Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung) 

Der Verteidigungsausschuß wolle beschließen: 

1. Artikel 2 Nr. 13 wird wie folgt gefaßt: 

13. § 26a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 Buchstabe b wird wie 
folgt gefaßt: 

„b) wegen Erreichens einer Alters-
grenze nach § 45 Abs. 1, Abs. 2 
Nr. 1, 2 oder 4 sowie Abs. 3 des 
Soldatengesetzes in den Ruhe-
stand getreten  ist,"  

bb) In Nummer 4 wird nach dem Wort 
„bezieht" der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt. 

cc) Folgender Satz wird angefügt: 

„Bei einer Versetzung in den Ruhe-
stand von Offizieren in Verwendun-
gen als Strahlflugzeugführer oder 
Waffensystemoffizier wegen Über-
schreitens der Altersgrenze nach 
§ 45 Abs. 2 Nr. 3 des Soldatengeset-
zes gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß 
sich der Ruhegehaltssatz frühestens 

von dem Zeitpunkt an erhöht, zu 
dem sie als Offiziere des Truppen-
dienstes nach § 45 Abs. 2 Nr. 2 und 
Abs. 3 des Soldatengesetzes in den 
Ruhestand hätten versetzt werden 
können. " 

b) In Absatz 2 werden die Worte „eins vom 
Hundert" durch die Worte „0,y5 vom 
Hundert" ersetzt. 

2. Artikel 8 wird wie folgt gefaßt: 

Artikel 8 

Änderung der Soldatenversorgungs

-

Übergangsverordnung 

§ 2 der Verordnung über soldatenversorgungs-
rechtliche Übergangsregelungen nach Herstel-
lung der Einheit Deutschlands (Soldatenversor-
gungs-Übergangsverordnung — SVÜV —) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. März 
1993 (BGBl. I S. 378) wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 7 wird aufgehoben. 

b) Nummer 10 Satz 6 (letzter Satz) wird aufge-
hoben. 

Begründung zu Artikel 2 Nr. 13 

Zu Buchstabe a) 

Nach geltendem Recht kann auch bei Berufssol-
daten, die wegen Überschreitens der besonde-
ren Altersgrenze in den Ruhestand versetzt 
werden, die vorübergehende Erhöhung des 
Ruhegehaltssatzes wegen rentenversicherungs-
pflichtiger Vordienstzeiten nach § 26a SVG erst 
ab Vollendung des 60. Lebensjahres vorgenom-
men werden. Wegen der Zurruhesetzung ab 
dem 52. bis 53. Lebensjahr entsteht mithin eine 
„Versorgungslücke" von bis zu acht Jahren. 
Durch die vorgesehene Änderung soll der Zeit-
punkt der vorübergehenden Erhöhung des 
Ruhegehaltssatzes auf den jeweiligen Zeitpunkt 
der Zurruhesetzung vorverlegt werden, so daß 
das Ruhegehalt sofort um 0,75 v. H. der ruhege-
haltfähigen Dienstbezüge pro Versicherungs-
jahr erhöht werden kann. Für Strahlflugzeug

-

führer und Waffensystemoffiziere soll die Erhö-
hung allerdings nicht bereits mit der Zurruhe-
setzung aufgrund der Vollendung des 41. Le-
bensjahres, sondern — wie bei Offizieren des 
Truppendienstes — mit Erreichen der ihrem 
Dienstgrad entsprechenden Altersgrenze ein-
setzen. 
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Zu Buchstabe b) 

Folgeänderung aus der Änderung des § 14 a 
des Beamtenversorgungsgesetzes (Artikel 1 
Nr. 11) 

Begründung zu Artikel 8 

Die Änderung steht im Zusammenhang mit der 
Änderung unter Artikel 2 Nr. 13. Mit der Vor-
verlegung der vorübergehenden Erhöhung des 
Ruhegehaltssatzes nach § 26a SVG auf den 
jeweiligen Eintritt des Versorgungsfalles ist die 
bisherige Grundlage für die Gewährung des 
zusätzlichen einmaligen Ausgleichs entfallen. 
Auch Empfänger von Mindestversorgung sollen 
nunmehr an der Erhöhung nach § 26a SVG 
teilnehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat auf die Abgabe 
eines mitberatenden Votums verzichtet. Er hat 
mitgeteilt, daß der Bericht nach § 96 GO-BT erst 
nach Abschluß der Beratungen im Innenaus-
schuß abgegeben wird. Er geht dabei davon aus, 
daß das Finanzvolumen der Gesetzesvorlage 
unverändert bleibt. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat einstimmig bei 
Abwesenheit der Gruppen beschlossen, von der 
Beratung des Gesetzentwurfs abzusehen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat empfohlen, folgende Änderung 
des Gesetzentwurfs zu beschließen: 

„In Artikel 1 Nr. 16 wird Buchstabe a) gestri-
chen; Artikel 12 ist entsprechend anzupas-
sen. " 

Begründung 

Die Einbeziehung von Leistungen der Alters-
hilfe für Landwirte in die Anrechnungsregelung 
des Beamtenversorgungsgesetzes kann nicht 
ohne flankierende Regelungen in dr r Altershilfe 
für Landwirte erfolgen. Im Rahmen der Agrarso-
zialreform ist ohnehin eine grundlegende Neu-
ordnung des versicherten Personenkreises in 
der Altershilfe für Landwirte beabsichtigt; die 
Aufnahme der Ausschußberatungen zu dem 
entsprechenden Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung (Drucksache 12/5889) ist für Anfang des 
Jahres 1994 vorgesehen. 

Nach Auffassung des Ernährungsausschusses 
sollten daher beide Vorhaben — Anrechnung 
bei der Beamtenversorgung und Neuordnung 
des versicherten Personenkreises in der Alters-
hilfe für Landwirte — wegen des Sachzusam-
menhangs im Rahmen der Beratungen der 
Agrarsozialreform erörtert werden, um ange-
messene und aufeinander abgestimmte Lösun-
gen zu suchen. Zudem könnten punktuelle 
Änderungen des versicherten Personenkreises 
im Vorfeld der Agrarsozialreform zu Verunsi-
cherung bei den Landwirten führen und die 
finanziellen Rahmenbedingungen der Agrar-
sozialreform erheblich beeinträchtigen.' 

3. Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei-
ner Sitzung am 27. April 1994 abschließend beraten 
und ihm in der Fassung, die in einem Berichterstat-
tergespräch vorbereitet worden war und die aus 
der der Beschlußempfehlung beigefügten Synopse 
ersichtlich ist, einstimmig zugestimmt. 

II. Zur Begründung 

1. Der ursprüngliche Gesetzentwurf, auf dessen 
Begründung auf Drucksache 12/5919 verwiesen 
wird, ist im Zuge der Beratungen um einige Punkte 
ergänzt worden, so um eine allgemeine Teilung der 
Versorgungslast ab 45. Lebensjahr und um die 
Fortschreibung der befristeten Übergangsregelun-
gen für das Beitrittsgebiet. 

2. Wegen der neu eingefügten Vorschriften wird auf 
folgende Begründung verwiesen: 

Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d 

Ergänzung der Inhaltsübersicht des BeamtVG; all-
gemeine Regelung der Versorgungslastteilung. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 10 Abs. 2 BeamtVG) 

Durch die Einbeziehung von Leistungen aus 
Berufsständischen Versorgungseinrichtungen in 
§ 55 BeamtVG kann die Halbanrechnung bei § 10 
Abs. 2 BeamtVG nunmehr entfallen (vgl. hierzu lfd. 
Nr. 4). 

3. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 14a Abs. 2 BeamtVG) 

Die Einführung des § 14a BeamtVG im Bereich der 
Mindestversorgung im Beitrittsgebiet ist nicht vor-
dringlich, da die allgemeine Wartezeit für das 
Entsteh en ein es Versorgungsanspruchs im Bei-
trittsgebiet frühestens im Oktober 1995 erfüllt sein 
kann. Daher kann die aus Kostengründen vor-
gesehene Senkung des Steigerungsfaktors auf 
0,75 v. H. unterbleiben. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 55 Abs. 1 BeamtVG) 

Die Anrechnungsregelung der Renten nach dem 
Gesetz über die Altershilfe für Landwirte (GAL

-

Rente) soll erst bei einer künftigen Änderung des 
BeamtVG erfolgen (nicht im Rahmen der Agrar-
sozialreformgesetzgebung). 

Hinsichtlich der Leistungen aus Berufsständischen 
Versorgungseinrichtungen bleibt es bei der vorge-
sehenen Anrechnung, jedoch mit folgenden erfor-
derlichen Maßgaben: 

— Durch die Einbeziehung in § 55 BeamtVG kann 
die Halbanrechnung bei § 10 Abs. 2 BeamtVG 
nunmehr entfallen (vgl. hierzu lfd. Nr. 2). 
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— Klarstellung bei § 55 Abs. 1 Satz 4, daß ein 
Kinderzuschuß — wie bisher — nicht zu den 
Renten i. S. des § 55 BeamtVG zählt. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 107a BeamtVG) 

Die Fristen für den Erlaß spezifischer versorgungs-
rechtlicher Vorschriften für das Beitrittsgebiet sol-
len nicht nur bis Ende des Jahres 1994, sondern bis 
31. Dezember 1995 verlängert werden. 

Durch den neuen Absatz 2 des § 107a BeamtVG 
sollen die neuen Länder ermächtigt werden, Son-
derregelungen für kommunale Wahlbeamte zu 
erlassen, die infolge landesrechtlicher Maßnah-
men ihre Amtszeit wegen Gebietsreform oder vor-
gezogener Neuwahlen nicht ausschöpfen konn-
ten. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 28a — neu — und 
zu Artikel 1 Nr. 28b — neu —
(§ 107b BeamtVG) 

Die nur für das Beitrittsgebiet geltende, am 31. De-
zember 1993 ausgelaufene, Regelung (Fortsetzung 
der personellen Aufbauhilfe für das Beitrittsgebiet) 
soll rückwirkend ab 1. Januar 1994 verlängert 
werden. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt eine 
allgemeine, für alle Dienstherrn geltende Versor-
gungslastteilung, die damit die nur für das Beitritts-
gebiet geltende Regelung ablöst und eine neue 
Altersgrenze von 45 Jahren (bisher 50 Jahre) bein-
haltet. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 28c — neu — 
(§ 107c BeamtVG) 

Vergleiche hierzu lfd. Nr. 6 i. V. m. lfd. Nr. 5. 

8. Zu Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b 

Ergänzung der Inhaltsübersicht des SVG; allge-
meine Regelung der Versorgungslastteilung. 

9. Zu Artikel 2 Nr. 9 (§ 22 SVG) 

Folgeänderung aus der Änderung des § 10 Abs. 2 
BeamtVG (vgl. hierzu lfd. Nr. 2). 

10. Zu Artikel 2 Nr. 13 (§ 26a Abs. 2 SVG) 

Folgeänderung aus der Änderung des § 14 a Abs. 2 
BeamtVG (vgl. hierzu lfd. Nr. 3). 

11. Zu Artikel 2 Nr. 19 (§ 55a Abs. 1 SVG) 

Folgeänderung aus der Änderung des § 55 Abs. 1 
BeamtVG (vgl. hierzu lfd. Nr. 4). 

12. Zu Artikel 2 Nr. 40 (§ 92a SVG) 

Die Fristen für den Erlaß spezifischer versorgungs-
rechtlicher Vorschriften für das Beitrittsgebiet sol-
len nicht nur bis Ende des Jahres 1994, sondern bis 
31. Dezember 1995 verlängert werden (vgl. hierzu 
lfd. Nr. 5). 

13. Zu Artikel 2 Nr. 40a — neu — und 
zu Artikel 40b — neu — (§ 92b SVG) 

Folgeänderungen aus der Änderung und der Neu-
fassung des § 107b BeamtVG (vgl. hierzu lfd. 
Nr. 6). 

14. Zu Artikel 2 Nr. 40c — neu — (§ 92c SVG) 

Folgeänderung aus der Änderung des § 107 c 
BeamtVG (vgl. hierzu lfd. Nr. 7). 

15. Zu Artikel 5 Nr. 1 und 2 (Artikel 2 § 2 Abs. 4 und 
Artikel 3 § 3 Abs. 5 und 
6 des 2. HStruktG) 

Zu Nummer 1 

Regelung betrifft nur noch kommunale Wahlbe-
amte und nicht mehr die übrigen öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnisse, wie ursprünglich von 
Bundesrat und Bundesregierung vorgesehen. 

Zu Nummer 2 

Artikel 5 Nr. 2 (entsprechende Regelung für Solda-
ten) entfällt, da Regelung ausschließlich auf kom-
munale Wahlbeamte begrenzt wird. 

16. Zu Artikel 6 (§ 73 BBesG) 

Die Fristen für den Erlaß spezifischer besoldungs-
rechtlicher Vorschriften für das Beitrittsgebiet sol-
len nicht nur bis Ende des Jahres 1994, sondern bis 
31. Dezember 1995 verlängert werden (vgl. hierzu 
lfd. Nr. 5). 

17. Zu Artikel 7 (BeamtVÜV) 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 2 Nr. 1 
BeamtVÜV) 

Folgeänderung aus der Neufassung des § 107 a 
Abs. 2 BeamtVG (vgl. hierzu lfd. Nr. 5), die nun-
mehr eine Verordnungsermächtigung zugunsten 
der neuen Länder vorsieht. Rechtsfolgen einer 
abgekürzten Amtszeit infolge Gebietsreform oder 
vorgezogener Neuwahlen sollen individuell von 
den neuen Ländern geregelt werden. 

Zu Buchstabe b (§ 2 Nr. 9 BeamtVÜV) 

Folgeänderung aus der Streichung von Artikel 1 
Nr. 11 (§ 14a Abs. 2 BeamtVG), vgl. hierzu lfd. 
Nr. 3. 

18. Zu Artikel 8 (§ 2 Nr. 10 SVÜV) 

Folgeänderung aus der Streichung von Artikel 2 
Nr. 13 (§ 26a Abs. 2 SVG), vgl. hierzu lfd. Nr. 10 
i. V. m. Nr. 3. 
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19. Zu Artikel 9 (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang) 

Folgeänderung aus der Streichung des Arti-
kels 8, vgl. hierzu lfd. Nr. 18. 

20. Zu Artikel 13 

Es wird sichergestellt, daß bei Regelungen, die 
bis zum 31. Dezember 1993 ausgelaufen sind, 
eine nahtlose Verlängerung und damit kein 
rechtsfreier Zustand eintritt. 

Bonn, den 27. April 1994 

Otto Regenspurger 

Berichterstatter 

Fritz Rudolf Körper Dr. Burkhard Hirsch 








